
Positionen und Forderungen 
der djo-Deutsche Jugend in Europa 

 
 
 

1. Jugendverbände stärker unterstützen 
 

• Die Jugendverbände zählen zu den Aktivposten der bundesdeutschen Ge-
sellschaft. Nur durch sie kann annähernd sichergestellt werden, dass die im 
Kinder- und Jugendhilfegesetz vorgeschriebene Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen an allen sie betreffenden Entscheidungen gewährleistet ist. In 
Jugendverbänden und Jugendgruppen wird Jugendarbeit von jungen Men-
schen selbst organisiert, gemeinschaftlich gestaltet und mitverantwortet. 
Durch sie werden Anliegen und Interessen junger Menschen zum Ausdruck 
gebracht und vertreten. 
 
Außerschulische, politische, soziale und kulturelle Bildung, Beratung in allen 
Fragen des Lebens, Vertretung der Interessen von Kindern und Jugendlichen, 
Einmischung in den Diskurs über die Gestaltung der Gesellschaft und krea-
tive Freizeitgestaltung: Das sind nur einige der grundlegenden Aufgaben von 
Jugendverbänden. Sie begleiten die in ihnen organisierten Jugendlichen in 
ihrer Entwicklung zu einer eigenständigen Persönlichkeit in einer demokrati-
schen Gesellschaft. Daneben tragen Jugendverbände auch zur Demokratie-
entwicklung bei, indem sie den Kindern und Jugendlichen ermöglichen, sich 
in demokratischen Lern- und Praxisfeldern in politischem Handeln zu erpro-
ben und die dafür notwendigen Instrumente und Methoden zu erlernen. 
 
Diese Arbeit können die Jugendverbände aber nur dann leisten, wenn die 
Rahmenbedingungen stimmen. Nur so können die Jugendverbände dem ge-
änderten Engagementverhalten von Kindern und Jugendlichen begegnen, die 
immer weniger zu kontinuierlicher und längerfristiger Mitarbeit bereit sind. 
Die Fördersituation in vielen Kommunen und Bundesländern zeigt jedoch, 
dass zunehmend mehr Wert auf Projektförderung gelegt und weniger die 
Infrastruktur der Verbände gefördert wird. Das darf kein Beispiel für die 
Bundesebene sein. Im Gegenteil: Die Bundesregierung muss die Arbeit der 
Jugendverbände stärker als bisher unterstützen, und das auch in finanzieller 
Hinsicht. Nur so können die Jugendverbände ihren vielfältigen Aufgaben für 
die bundesdeutsche Gesellschaft gerecht werden. 
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2. Selbstorganisation von Migrantenjugendlichen unterstützen 
 
• Der Elfte Kinder- und Jugendbericht stellt fest, dass Jugendliche mit 
Migrationshintergrund weit unterproportional an der Jugendarbeit teilneh-
men. Insbesondere in den Jugendverbänden sind sie dem Bericht zufolge 
nur marginal vertreten, Ausnahmen gibt es nur wenige. Den meisten Zu-
spruch von Migrantenjugendlichen finden Angebote der Offenen Jugendar-
beit, was u.a. der regionalen Verteilung der Zugewanderten – im städti-
schen Raum – geschuldet ist. Kinder und Jugendliche, die als Migranten in 
die Bundesrepublik Deutschland gekommen sind, treten deutschen Organi-
sationen oft mit großem Misstrauen gegenüber. Die Gründe hierfür sind vor 
allem in der Sozialisation der Kinder und Jugendlichen zu suchen. Viele 
Organisationen oder Institutionen in den Herkunftsländern sind staatlich 
oder halbstaatlich und von daher in der Wahrnehmung eher negativ besetzt. 
Zudem kommen viele Migranten aus Ländern, in denen demokratische 
Strukturen nicht unbedingt eine lange Tradition haben. Aber auch Kinder 
und Jugendliche der sog. zweiten und dritten Generation sind Jugendver-
bänden gegenüber sehr skeptisch eingestellt.  
 
Bisher ist die djo-Deutsche Jugend in Europa der einzige Jugendverband in 
Deutschland, der Migrantenjugendverbänden als Dachorganisation zur Ver-
fügung steht. Die Arbeit in diesem Bereich muss von der Bundesregierung 
zukünftig wesentlich stärker als bisher unterstützt werden. Durch die Be-
reitstellung entsprechender finanzieller Mittel könnte die djo-Deutsche Ju-
gend in Europa dringend erforderliche gemeinwesenorientierte Projekte in 
der Migrationsarbeit konzipieren und koordinieren und Kinder und Jugend-
liche mit Migrationshintergrund an demokratische deutsche Institutionen 
heranführen. Dadurch könnte ein großer Schritt hin zu einer tatsächlichen 
Integration dieser Kinder und Jugendlichen gemacht werden, um den aller-
orten zu beobachtenden Segregationstendenzen konzeptionell entgegen zu 
treten. Die so für die deutsche Jugendarbeit gewonnenen Jugendlichen 
könnten dann als „Brücke zwischen den Kulturen“ fungieren, und zwar 
zum einen im Bereich des internationalen Jugendaustausches, zum anderen 
und besonders als Multiplikatoren in der Integrationsarbeit hierzulande. 
 
 
 

3. Zuwanderung gestalten 
 
•�Das zwischen Bundesregierung und Opposition ausgehandelte Zuwande-
rungsgesetz ist ein kleiner Schritt in die richtige Richtung. Die Bundesre-
publik Deutschland braucht ein modernes Zuwanderungsrecht, das nicht 
länger vom Abwehrgedanken getragen ist. Das wird mit dem neuen Zu-
wanderungsgesetz nicht erreicht. Außerdem wird mit der Bezeichnung Zu-
wanderungsbegrenzungsgesetz ein falsches Signal gegeben. Zuwanderung 
gilt es als Chance und nicht als Risiko zu begreifen.  
 
Die djo-Deutsche Jugend in Europa sieht die Verankerung von Integra-
tionsangeboten im Zuwanderungsgesetz als wichtig und richtig. Die Inte-
gration von Migrantinnen und Migranten ist eine Querschnittsaufgabe aller 
Bereiche von Staat und Gesellschaft. Das gilt es durch eine systematische 



Integrationsförderung zu unterstreichen. Dazu muss sich die bundesdeut-
sche Gesellschaft mehr als bisher interkulturell öffnen und Menschen mit 
interkultureller Kompetenz ausbilden.  
 
Das Festhalten an der Vermutung eines pauschalen Kriegsfolgenschicksals 
für Spätaussiedler aus den GUS-Staaten ist positiv zu bewerten. Beim neu 
eingeführten Sprachtest auch für Familienangehörige hingegen ist Vorsicht 
geboten. Dabei wird zu wenig berücksichtigt, dass die Lebensverhältnisse 
oftmals einen intensiven Spracherwerb nicht ermöglichen. Um trotzdem das 
Erlernen der deutschen Sprache möglich zu machen, muss die Bundesrepu-
blik Deutschland sicherstellen, dass die angebotenen Sprachkurse in den 
Herkunftsländern qualitativ in der Lage sind, effektive Hilfe zu geben. Der 
Sprachtest darf nicht dazu führen, den Spätaussiedlerinnen und Spätaus-
siedlern die Einwanderung in die Bundesrepublik Deutschland zu verweh-
ren. 
 
 

 
4. Integration fördern 

 
•�Integration ist ein gesamtstaatlicher, gesamtgesellschaftlicher Auftrag und 
immerwährende Aufgabe einer offenen Gesellschaft. Integrationsförderung 
ist dementsprechend eine fortwährende Begleitungs- und Beratungsauf-
gabe. Ausländern und Spätaussiedlern sollten bei der Integration grund-
sätzlich konzeptionell und qualitativ gleichrangige Hilfestellungen geboten 
werden. Deshalb ist es unerlässlich, ein ausreichend finanziertes und genü-
gend ausdifferenziertes Angebot an Integrationskursen zu entwickeln. Die 
Teilnahme an diesen Kursen sollte für zukünftige Zuwanderer zur Pflicht 
werden. Die Integration von Migranten muss zu einer politischen Priorität 
und Querschnittsaufgabe aller Bereiche gemacht werden.  
 
Die bisherige Ausländerpolitik in der Bundesrepublik Deutschland hat dazu 
geführt, dass in den meisten Teilbereichen dieses Politikfeldes eher nega-
tive Tendenzen und Problemstellungen zu verzeichnen sind. So ist es in den 
letzten Jahren zunehmend problematischer geworden, Ausländer der zwei-
ten Generation beruflich einzugliedern. Zurückzuführen ist dieses u.a. dar-
auf, dass die Schulbesuchsquote der ausländischen Kinder und Jugendli-
chen rund 10 % unter der gleichaltriger Deutscher liegt. Noch ungünstiger 
ist dies bei Jugendlichen über 15 Jahren und vor allem bei Berufsschülern. 
Nach neueren Untersuchungen verlassen rund ein Drittel der ausländischen 
Schüler die beruflichen Schulen ohne Abschluss, bei den deutschen Schü-
lern sind es die Hälfte weniger. Daraus lässt sich schließen, dass die Bil-
dungschancen in Deutschland deutlich von ethnischen Faktoren geprägt 
sind und nicht nur von sozialkulturellen Barrieren (z.B. dem höheren Anteil 
von Ausländern im Arbeitermilieu). Daneben muss ein Rückgang an inter-
ethnischen Sozial- und Nachbarschaftskontakten festgestellt werden, unter 
dem auch die (subjektiv empfundene) Beherrschung der deutschen Sprache 
leidet. Damit einhergehend zeichnen sich vor allem in großstädtischen 
Ballungsgebieten Tendenzen räumlicher Segregation ab. Kulturelle, religi-
öse und ethnische Differenzen kommen verstärkt zum Tragen und bewirken 
eine Abschottung gegenüber der deutschen Gesellschaft.  



Hier sind nicht nur die Zuwanderer, sondern auch die deutsche Gesellschaft 
und damit auch die Bundesregierung gefordert. Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund verfügen über kulturelle, sprachliche und religiöse 
Potentiale aus verschiedenen Kulturen und Gesellschaften – der Herkunfts-
kultur bzw. derjenigen von Eltern oder Großeltern. Diese Potentiale gilt es 
nicht als Risiko, sondern als Chance zu begreifen.  
 
Das gilt auch für die Gruppe der zugewanderten Spätaussiedler. Seit Jahren 
gibt es massive Probleme bei der Integration insbesondere jugendlicher 
Aussiedler, wobei die Ursachen vor allem mangelnde Deutschkenntnisse, 
ein immer größer werdender kultureller Abstand zur einheimischen Bevöl-
kerung und eine schwierige Arbeitsmarktlage sind. Die bisherigen Maß-
nahmen der Sprachförderung, der sozialen Beratung und Betreuung durch 
ein bundesweites Netz von Einrichtungen und die bisherigen Maßnahmen 
zur beruflichen Integration von Spätaussiedlern reichen bei weitem nicht 
aus. Hier müssen weitergehende Konzepte erarbeitet werden. Und zwar in 
Zusammenarbeit mit den Verbänden, die über die nötige Fachkompetenz in 
diesem Bereich verfügen. Die djo-Deutsche Jugend in Europa ist bisher der 
einzige Jugendverband in Deutschland, der Aussiedler- und Ausländerju-
gendverbänden als Dachorganisation zur Verfügung steht. Die so für die 
deutsche Jugendarbeit gewonnenen Jugendlichen fungieren als „Brücke 
zwischen den Kulturen“, und zwar zum einen im Bereich des internationa-
len Jugendaustausches, zum anderen und besonders als Multiplikatoren in 
der Integrationsarbeit hierzulande. Das entsprechende Know-how hat die 
djo-Deutsche Jugend in Europa aufgrund ihrer langjährigen Tätigkeit mit 
Kindern und Jugendlichen aus den ehemaligen deutschen Siedlungsgebie-
ten und ihrer erfolgreichen Arbeit mit jugendlichen Spätaussiedlern. Diese 
Arbeit muss von der Bundesregierung mehr als bisher, vor allem durch ein 
entsprechendes finanzielles Engagement unterstützt werden. 
 
 

 
5. Integration von Migrantenjugendlichen mehr als bisher  

zu einem Schwerpunktthema in allen  
bundesdeutschen Jugendringen machen 

 
• Die Integration jugendlicher Zuwanderer muss mehr als bisher zu einem 
Schwerpunktthema in allen bundesdeutschen Jugendringen gemacht wer-
den. Die djo-Deutsche Jugend in Europa ist der Auffassung, dass der poli-
tisch gewollten Zuwanderung auch der politische Wille zur sozialen, schu-
lischen, beruflichen, kulturellen und rechtlichen Integration gegenüberste-
hen muss. Hier sind die Jugendverbände mehr denn je gefordert, sich mit 
diesem Thema und der Partizipation von Migrantenjugendlichen am deut-
schen Kinder- und Jugendhilfesystem zu beschäftigen. 
 
Die djo-Deutsche Jugend in Europa sieht jugendliche Zuwanderer als eine 
wesentliche Zielgruppe ihrer Jugendarbeit und ihre Aufgabe darin, diese 
Kinder und Jugendlichen mit den Mitteln der Jugendhilfe bei der Integra-
tion in die bundesdeutsche Gesellschaft zu unterstützen. Dabei verstehen 
wir die Integration als wechselseitigen Prozess, der sowohl von den 
Migrantinnen und Migranten als auch von der einheimischen Bevölkerung 



einen toleranten Umgang miteinander auf der Basis der dem Grundgesetz 
zugrundeliegenden Werte erwartet.  
 
Die Integration jugendlicher Zuwanderer als gesellschaftliche Aufgabe ist 
bisher viel zu wenig in den Jugendverbänden und auch in den Jugendringen 
thematisiert worden. Das muss sich nach unserer Ansicht ändern. Deshalb 
muss dieses Thema mehr als bisher zu einem Schwerpunkt in allen bundes-
deutschen Jugendringen gemacht werden, natürlich auch unter Einschluss 
der in Deutschland bestehenden Migrantenjugendselbstorganisationen. 
 
 
 

6. Situation der Spätaussiedler verbessern 
 

• Zuwanderung von Spätaussiedlern wird es auch zukünftig geben. Diese 
muss gerecht und transparent gestaltet werden. Dabei auftretende Probleme 
im Bereich der Integration besonders der Aussiedlerjugendlichen müssen 
auch mit den Mitteln der Jugendhilfe gelöst werden. Besonders problema-
tisch ist in diesem Bereich die Lage der sogenannten Seiteneinsteiger, die 
während ihrer Ausbildung nach Deutschland kommen. Hier klafft, ähnlich 
wie bei ausländischen Jugendlichen in gleicher Lage, eine gewaltige Lücke 
zwischen den Ausbildungssystemen im Herkunftsland und in Deutschland. 
So ist ein System dualer Ausbildung z.B. in den GUS-Staaten weitgehend 
unbekannt. Dasselbe gilt für den zuletzt in der GUS oder anderen Her-
kunftsländern erlebten Schulalltag, der zum einen die autoritäre Tradition 
des sowjetischen Schulwesens, zum anderen die chaotische Umbruchsitua-
tion nach 1989 widerspiegelt. Besonders hier sind die Bundesländer gefor-
dert, damit es endlich zu einer einheitlichen Anerkennung von Schul- und 
Ausbildungsabschlüssen kommt. Damit würde auch eine Forderung des 
Petersburger Dialoges vom April 2003 erfüllt. 
 
Dazu kommt die Tatsache, dass das jahrzehntelange Beharren auf der Be-
hauptung, die Bundesrepublik Deutschland sei kein Einwanderungsland, 
bei den Aussiedlern dazu führte, dass sie lange nicht als das verstanden 
werden konnten, was die meisten von ihnen waren: Deutsche und Einwan-
derer zugleich. Außerdem wurden die ökonomischen, sozialen, mentalen 
und kulturellen Integrationsprobleme dieser Zuwanderer oftmals kleingere-
det. Damit wurden die Orientierungsprobleme gerade bei jugendlichen 
Aussiedlern verstärkt. 
 
Spätaussiedler fühlen sich als Einwanderer und vielfach auch als Deutsche. 
Das führt gerade bei den Jugendlichen zu einer schwierigeren Identitätssu-
che als bei anderen Jugendlichen. Die Gleichsetzung mit anderen Zuwande-
rern wird hier als Kränkung gesehen. Das ist bei der Diskussion der Zu-
wandererintegration zu beachten und zu akzeptieren.  
 
Wichtig ist dabei auch, dass die unterschiedlichen Methodiken der Jugend-
arbeit der Herkunftsländer berücksichtigt werden. Um den Zuzug der Spät-
aussiedler aus den GUS-Staaten weiterhin zu ermöglichen, muss an der 
Vermutung eines Kriegsfolgenschicksals zugunsten der Russlanddeutschen 
unbedingt festgehalten werden. Die Bundesrepublik Deutschland muss au-



 ßerdem sicherstellen, dass die angebotenen Sprachkurse in den Herkunfts-
ländern qualitativ in der Lage sind, effektive Hilfe beim Erlernen der deut-
schen Sprache zu geben. Unzureichende Sprachkenntnisse dürfen bei der 
Aufnahme als Spätaussiedler aber kein Ausschlusskriterium sein, da die 
Lebensverhältnisse oftmals einen intensiven Spracherwerb nicht ermögli-
chen. 
 
 

7. Deutsch-Russisches Jugendwerk einrichten 
 

• Die djo-Deutsche Jugend in Europa fordert die Einrichtung eines 
Deutsch-Russischen Jugendwerkes. Wir sehen darin die beste Möglichkeit, 
die Aussage Gerhard Schröders auf dem Petersburger Dialog im April 
2003, dass der deutsch-russische Jugendaustausch intensiviert und institu-
tionalisiert werden soll, wirkungsvoll umgesetzt werden kann. Gleichzeitig 
fordert die djo-Deutsche Jugend in Europa Gerhard Schröder und Wladimir 
Putin auf dafür Sorge zu tragen, dass die Jugendverbände beider Länder bei 
der Entstehung und Gestaltung eines Jugendwerkes angemessen beteiligt 
werden.  
 
Neben den staatlichen Stellen müssen auch die Jugendorganisationen die 
Chance haben, die Inhalte eines Jugendwerkes zu gestalten. Nur mit der 
Einbindung der Jugendverbände als Interessenvertreter der Jugendlichen ist 
die notwendige gesellschaftliche Verankerung eines Jugendwerkes mög-
lich. Das gilt natürlich auch in Russland, wo die dortigen Jugendorganisa-
tionen an der Ausgestaltung eines Jugendwerkes beteiligt werden müssen. 
Die bereits zahlreichen Kontakte zwischen deutschen und russischen Ju-
gendorganisationen könnten durch die Unterstützung eines Jugendwerkes 
zu einer „Jugendbrücke“ zwischen beiden Ländern ausgebaut werden, um 
so einen wichtigen Beitrag zur Verständigung zwischen Deutschland und 
Russland zu leisten. 
 
Beide Länder sind für das friedliche Zusammenwachsen Europas von gro-
ßer Bedeutung. In der Jugend werden die Weichen für die künftige Ent-
wicklung gelegt und die Jugend wird die Zukunft der beiden Länder ge-
stalten. Die bisherigen guten Kontakte zwischen Deutschland und Russland 
durch ein Jugendwerk zu verstärken und auszubauen ist eine sinnvolle und 
notwendige Investition in die Zukunft. 
 
 

 
8. Kurswechsel im Bereich der Vertriebenenkulturarbeit vornehmen 

 
• Die Bundesregierung muss einen Kurswechsel im Bereich der Vertriebe-
nenkulturarbeit vornehmen. Die djo-Deutsche Jugend in Europa erachtet 
die Pflege und Förderung des Kulturgutes der Vertriebenen und Flüchtlinge 
aus den früheren deutschen Ost- und Siedlungsgebieten als eine nach wie 
vor wichtige und unverzichtbare Aufgabe des Bundes und der Länder. Das 
geistig-kulturelle Erbe dieser Kulturlandschaften ist ein Teil der gesamten 
deutschen Kultur. Sie wurde geprägt von den dort beheimateten Menschen, 
den Landschaften, ihrer Geschichte und nicht zuletzt durch Wechselbezie-



 
hungen zu den nichtdeutschen Nachbarn. Durch diesen Kontakt, die ge-
genseitige Beeinflussung und Bereicherung mit den Kulturen der östlichen 
Nachbarn stellt dieser Bereich unserer eigenen Kultur einen unverzichtba-
ren und wertvollen Bestandteil des gesamten geistig-kulturellen Erbes der 
deutschen Bevölkerung dar.  
 
Dank seiner geschichtlichen Entwicklung ist die ostdeutsche Kulturarbeit in 
der Lage, eine Brücken- und Vermittlerfunktion zu unseren östlichen und 
südöstlichen Nachbarn zu übernehmen. An diese Geschichte sollte ostdeut-
sche Kulturarbeit heute mehr denn je anknüpfen und in eine Arbeit für die 
Verständigung zwischen den Völkern münden. Aus diesem Verständnis der 
ostdeutschen Kulturarbeit heraus, das die djo-Deutsche Jugend in Europa 
seit Jahrzehnten vertritt, könnte dieses Wirken als ein weitreichendes Bei-
spiel für Möglichkeiten des friedlichen Zusammenlebens in Europa dienen.  
 
In diesem Sinne müssen alle Maßnahmen unterstützt werden, die auf Aus-
gleich, Versöhnung und Verständigung ausgerichtet sind. Dazu leistet die 
aus dem § 96 des Bundesvertriebenen- und Flüchtlingsgesetzes finanzierte 
Kulturarbeit, auch und besonders die der djo-Deutsche Jugend in Europa, 
einen wichtigen Beitrag.  
 
 
 

9. Migrantenkulturarbeit unterstützen und fördern 
 

• ‚Der Gedanke der Integration muss die Leitidee aller ausländerpolitischen 
und gesellschaftlichen Maßnahmen und Schritte sein.‘ Dieser Maxime der 
Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integra-
tion ist vorbehaltlos zuzustimmen. Integration darf  dabei aber nicht als 
Assimilation verstanden werden, sondern vielmehr als wechselseitiger Pro-
zess auf der Basis der dem Grundgesetz zugrunde liegenden Werte. Neben 
den Zuwanderern hat auch die Bundesrepublik Deutschland als Einwande-
rungsland ihren Teil zu leisten. Dazu gehört für die djo-Deutsche Jugend in 
Europa insbesondere die bewusste Förderung der kulturellen Aktivitäten 
von Migranten und Migrantenverbänden. 
 
Diese ethnischen Bindungen werden seit einiger Zeit als bedrohlich und 
desintegrativ gedeutet, es wird vielfach die Ausbildung von Parallelgesell-
schaften beklagt. Grundsätzlich ist dabei festzustellen, dass sich diese ‚Eth-
nisierung‘ der Zuwanderer in den letzten Jahren eher verstärkt als abge-
schliffen hat. Die Zugehörigkeit zu Kulturvereinen der Herkunftsgruppe, 
die bei Zuwanderern naturgemäß häufig vorkommt, wird dabei überwie-
gend als negativ bewertet, auch wenn sie keineswegs per se als integra-
tionshemmend gelten kann. Empirische Befunde zur Mitgliedschaft ethni-
scher Gruppen in kulturellen, religiösen und politischen Vereinen und Or-
ganisationen legen vielmehr einen anderen Schluss nahe: Unter den Ein-
wanderern gibt es, genau wie bei der deutschen Bevölkerung, kontaktfreu-
dige Personen, die sich als aktive Mitglieder ethnischer Vereine auch um 
soziale Kontakte außerhalb der eigenen Gruppe bemühen. Vor allem bei 
männlichen Jugendlichen verhindern soziale Bindungen in Migrantenorga-
nisationen das ‚Abgleiten‘ in Rand- oder kriminelle Milieus. Auf der ande-



ren Seite sind Personen, die insgesamt sozial isoliert leben, d.h. weniger an 
ethnisch exklusivem wie übergreifendem Vereinsleben interessiert sind, in 
beide Richtungen weniger integrationsorientiert.  
 
Engagement und Mitarbeit in Migrantenverbänden befördert also die inter-
ethnische Kommunikation und damit das Verständnis zwischen zugewan-
derter und einheimischer Bevölkerung. Kulturarbeit ist in diesem Prozess 
ein besonders bedeutender Transmissionsriemen. Deshalb muss die Bun-
desrepublik Deutschland stärker als bisher die kulturellen Aktivitäten von 
Migranten und Migrantenverbänden fördern. 
 
 
 

10. Flucht und Vertreibung weltweit ächten 
 
• Millionen von Menschen sind weltweit von Flucht und Vertreibungen 
betroffen. Besonders Kinder haben darunter zu leiden. Auch wenn in vielen 
Ländern versucht wird, die Not der Vertriebenen und Flüchtlinge zu lin-
dern: Die Hilfe reicht bei weitem nicht aus. Hier ist die Staatengemein-
schaft noch mehr als bisher gefordert: Sie muss jeden Tag aufs Neue sicher-
stellen, dass diejenigen, die vor Verfolgung fliehen, unseren Schutz genie-
ßen. Das gilt auch und vor allem für Flüchtlingskinder. Flüchtlinge und 
Vertriebene dürfen nicht abgewiesen werden oder dorthin zurückgeschickt 
werden, wo ihnen Gefahr droht. Gerade die Bundesrepublik Deutschland 
als eines der reichsten Länder der Welt ist aufgefordert, hier ein Vorbild zu 
sein. 
 
Reiche Staaten sollten viel mehr tun als bisher, denn es sind immer noch 
die ärmsten Nationen, die die meisten Flüchtlinge aufnehmen und damit 
eine Last tragen, die oft zu groß für ihre bescheidenen Möglichkeiten ist. 
Natürlich können nicht alle Vertriebenen und Flüchtlinge in den Industrie-
nationen aufgenommen werden. Deshalb müssen die Hauptaufnahmeländer 
mehr als bisher durch finanzielle Zuwendungen in die Lage versetzt wer-
den, den dort aufgenommenen Flüchtlingen ein menschenwürdiges Leben 
zu ermöglichen. 
 
Die gewaltigste Aufgabe aber ist es, die wahren Gründe für das Flücht-
lingsproblem anzugehen. Die Staatengemeinschaft muss die Probleme an-
gehen, die Menschen ins Exil treiben. Flüchtlingsschutz ist kein wohltätiger 
Akt, sondern eine moralische und rechtliche Verpflichtung. Die Bundesre-
gierung muss durch internationale Initiativen dazu beitragen, für diese 
Menschen tragfähige Lösungen zu finden, die ihnen eine menschenwürdige 
Zukunft ermöglichen. 
 
Die Bundesregierung muss dazu beitragen, dass Flucht und Vertreibung 
weltweit geächtet werden. Und auch im Inland ist viel zu verändern: 
Flüchtlingen und Vertriebenen müssen in Deutschland mehr als bisher sozi-
ale, politische und kulturelle Rechte zugestanden werden. Daran muss sich 
die Bundesrepublik Deutschland als sozialer Rechtsstaat messen lassen. 
 
 



11. Asylrecht sichern 
 

• Mit der ursprünglichen Formulierung des Artikels 16 Absatz 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht“ hatte die Bundes-
republik Deutschland seit ihrer Gründung die humanitäre Verpflichtung zur 
Aufnahme von politischen Flüchtlingen festgeschrieben. Den Verfassern 
des Grundgesetzes kam es bei der Verabschiedung dieses Artikels darauf 
an, politisch Verfolgten die Hindernisse der Grenzbarrieren auszuräumen 
und ihnen ein Zufluchtsrecht zu gewährleisten. Das in der Verfassung ver-
ankerte Asylrecht erfüllte aber auch eine wichtige legitimatorische und 
identitätsbildende Funktion. Durch die Garantie eines über das Völkerrecht 
hinausgehenden individuellen Rechtsanspruchs auf politisches Asyl doku-
mentierte die Bundesrepublik nach innen und außen ihre besondere histori-
sche Verpflichtung angesichts der Opfer von Terror und Verfolgung. 
 
Die Änderung des Grundrechtsartikel im Jahre 1993 sowie die umfangrei-
chen Verschlechterungen in diesem Bereich in den Folgejahren, z.B. durch 
das Asylbewerberleistungsgesetz, haben die Möglichkeiten der Gewährung 
von politischem Asyl in der Bundesrepublik Deutschland inakzeptabel ein-
geschränkt. Diesem schlechten Beispiel sind inzwischen auch die anderen 
EU-Länder gefolgt. So hat sich der EU-Ministerrat zu Beginn des Jahres 
2003 auf eine Richtlinie über Mindestnormen für Aufnahmebedingungen 
für Asylbewerber geeinigt, deren Regelungen zur Unterkunft, zur medizini-
schen Versorgung und zum Zugang zu Bildung und zum Arbeitsmarkt dem 
deutschen Standard entsprechen.  
 
Die Bundesregierung muss diesem Trend zur immer restriktiveren Handha-
bung des Asylrechts entgegen wirken. Folgende Eckpunkte sollten dabei 
berücksichtigt werden: Die Genfer Flüchtlingskonvention muss uneinge-
schränkt in das innerstaatliche Recht einbezogen und zur maßgeblichen 
Entscheidungsgrundlage im Asylverfahren werden. Verfolgungen durch 
nichtstaatliche Täter müssen als eigenständiger Verfolgungsgrund aner-
kannt werden, ebenso wie Verfolgungen aufgrund des Geschlechts. Das gilt 
ebenso für Nachfluchtgründe. Das Flughafenverfahren ist nicht akzeptabel, 
ebenso wie die unverhältnismäßige, bis zu 18 Monate dauernde Abschie-
bungshaft.  
 
 
 

12. UN-Kinderrechtskonvention vollständig anwenden,  
Asylverfahren kindgerecht gestalten 

 
• Im Jahre 1989 ist die UN-Kinderrechtskonvention von der UN-General-
versammlung beschlossen worden. Sie ist das erste Abkommen, das die 
internationale Anerkennung der Menschenrechte von Kindern festschreibt 
und völkerrechtlich verbindliche Mindeststandards zum Wohle von Kin-
dern und Jugendlichen festlegt. So sieht sie z.B. ausdrücklich geeignete 
Maßnahmen zum Schutz von Flüchtlingskindern vor. Die Konvention ist in 
der Bundesrepublik Deutschland durch eine Vorbehaltserklärung nur unzu-
reichend umgesetzt worden, wodurch beispielsweise 16- bis 18-jährige 
Asylbewerber als Erwachsene behandelt werden. Deshalb muss die Bun-



desregierung an dieser Stelle handeln und dafür sorgen, dass die UN-
Kinderrechtskonvention auch in Deutschland volle Anwendung findet. 
 
Die Asylverfahren in der Bundesrepublik Deutschland müssen kindgerecht 
gestaltet werden. Es ist ein Skandal, wenn Kinderflüchtlinge zum Teil meh-
rere Monate in Abschiebehaft festgehalten werden. Für Kinder ist es un-
gleich schwerer, über ihre Furcht vor Verfolgung zu sprechen und diese 
schlüssig zu begründen. Grundsätzlich sollte den Betroffenen deshalb ein 
Vormund als Vertrauensperson zur Verfügung stehen, der diese auch zur 
Asylanhörung begleitet. Kinderspezifische Fluchtgründe sollten bei der 
Entscheidung berücksichtigt werden. In einigen Bundesländern sind Kinder 
von Asylsuchenden und Kriegsflüchtlingen von der Schulpflicht ausge-
nommen. Diese Gruppe ist zudem vom System der beruflichen Erstausbil-
dung weitgehend ausgeschlossen. Diese Praxis muss geändert werden, um 
den Betroffenen Lebensperspektiven auch nach einer eventuellen Rückkehr 
in ihre Heimat zu eröffnen. Damit würde Deutschland wesentliche Vorga-
ben der UN-Kinderrechtskonvention erfüllen. 
 
 
 

13. Zentrum gegen Vertreibungen einrichten 
 

• Die djo-Deutsche Jugend in Europa begrüßt die geplante Errichtung eines 
Zentrums gegen Vertreibungen. Bei diesem Projekt muss aber von Anfang 
an die internationale Dimension des Themas berücksichtigt werden. Des-
halb ist es wichtig, das Konzept gemeinsam mit anderen europäischen 
Staaten zu erarbeiten. Auch deren Perspektive muss von Beginn an in ein 
solches Konzept einfließen. 
 
Die Frage des Standorts eines solchen Zentrums ist nachrangig. Wichtig ist, 
dass in einem solchen Zentrum Flucht und Vertreibungen in ihren histori-
schen Zusammenhängen dargestellt werden. Wichtig ist aber auch, dass in 
einem solchen Zentrum Strategien entwickelt werden, wie zukünftig Flucht 
und Vertreibungen verhindert werden können.  
 
Das sind keine Aufgaben nur für Politik und Wissenschaft. Sie müssen zu-
sammen mit den Vertretern der auf diesem Gebiet tätigen gesellschaftlichen 
Gruppen in Europa und dabei auch der Jugendverbände gelöst werden. Ge-
rade den Jugendverbänden fällt hier eine besondere Aufgabe zu: Sie müs-
sen dafür sorgen, dass auch bei den Jugendlichen die Erinnerung an Flucht 
und Vertreibungen wachgehalten wird. Denn das kann die Grundlage dafür 
schaffen, dass zukünftig Flucht und Vertreibungen verhindert werden kön-
nen. 
 
Von einem Zentrum gegen Vertreibungen muss das Signal einer weltweiten 
Ächtung von Vertreibungen ausgehen. Es muss deutlich machen, dass 
Flüchtlingen und Vertriebenen soziale, politische und kulturelle Rechte 
zustehen. 
 
 
 



14. Nationalen Gedenktag für die Opfer von Vertreibung einrichten 
 
• Die djo-Deutsche Jugend in Europa begrüßt und unterstützt die Entschlie-
ßung des Bundesrates vom Juli 2003, den 5. August zum „Nationalen Ge-
denktag für die Opfer von Vertreibung“ zu bestimmen. Die Tragödie von 
Deportation, Flucht und Vertreibung von rund 15 Millionen Deutschen aus 
ihrer Heimat nach dem 2. Weltkrieg zählt zu den folgenschwersten Ein-
schnitten in der Geschichte des deutschen Volkes. Deshalb ist es um so 
bedeutsamer, dass die Charta der deutschen Heimatvertriebenen vom 05. 
August 1950 neben dem Verzicht auf Rache und Vergeltung bereits damals 
die Vision eines geeinten Europas enthielt, in dem die Völker ohne Furcht 
und Zwang leben können. Ein Gedenktag ist eine gute Möglichkeit, dass 
die Erinnerung an Flucht und Vertreibungen wachgehalten wird. Das kann 
die Grundlage dafür schaffen, dass zukünftig Flucht und Vertreibungen 
verhindert werden können. 
 
Die Charta stellt fest, dass die Völker erkennen müssen, dass das Schicksal 
der deutschen Heimatvertriebenen wie aller Flüchtlinge ein Weltproblem 
ist. In diesem Sinne sollte die Bundesrepublik Deutschland zusammen mit 
der Staatengemeinschaft sicherstellen, dass diejenigen, die vor Verfolgung 
fliehen, unseren Schutz genießen. Das gilt auch und vor allem für Flücht-
lingskinder. Flüchtlinge und Vertriebene dürfen nicht abgewiesen werden 
oder dorthin zurückgeschickt werden, wo ihnen Gefahr droht. Gerade die 
Bundesrepublik Deutschland ist aufgrund ihrer besonderen historischen 
Verpflichtung aufgefordert, hier ein Vorbild zu sein. 
 

 
 

15. Schutz nationaler Minderheiten europaweit sichern 
 
• Das Rahmenübereinkommen des Europarates zum Schutz nationaler 
Minderheiten von 1995 sieht den Schutz von Minderheiten als wesentlichen 
Faktor für Stabilität, demokratische Sicherheit und Frieden in Europa. Ein-
zelne Staaten versuchen immer wieder, dieses Übereinkommen zu umge-
hen. Die djo-Deutsche Jugend in Europa ist äußerst besorgt um die Rechte 
von Minderheiten und Volksgruppen in Europa und der Achtung ihrer eth-
nischen, kulturellen, sprachlichen und religiösen Identität. Darüber hinaus 
müssen die politisch Verantwortlichen in Europa in ihren Ländern geeig-
nete Bedingungen schaffen, die es ermöglichen, diese Identität zum Aus-
druck zu bringen, zu bewahren und zu entwickeln. 
 
Aktuelles Beispiel ist der Wahlkampf des Jahres 2002 in der Tschechischen 
Republik, in dem von verschiedenen Seiten mit der Rechtfertigung der 
Vertreibung der Sudetendeutschen Wählerstimmen eingefangen werden 
sollten. So bezeichnete der Vorsitzende der sozialdemokratischen Partei 
und jetzige Ministerpräsident, Vladimir Spidla, die Vertreibung der Sude-
tendeutschen als Quelle des Friedens. Und besonders die Empfehlung Mi-
los Zemans bei seinem Besuch in Israel, mit den Palästinensern in der glei-
chen Weise wie mit den Sudetendeutschen zu verfahren, löste Diskussionen 
aus. In den Äußerungen Zemans und Spidlas wird ein Konzept für den Um-
gang mit Minderheiten wieder vorgeschlagen, das nicht zur Lösung eth-



 

nischer Spannungen beitragen kann. Statt auf gegenseitigen Dialog zu set-
zen, legt dieses Konzept die Last alleine auf die Schultern der Minderheit. 
Bequemerweise müsste sich nicht der betroffene Staat seiner 
Integrationsverantwortung stellen, sondern schiebt Menschen und 
Verantwortung an seine Nachbarn ab. Die kollektive Verurteilung und 
Vertreibung einer Minderheit verletzt grundlegende Menschenrechte. 
 
Solche Äußerungen stehen im völligen Gegensatz zum Rahmenüberein-
kommen des Europarates zum Schutz nationaler Minderheiten, in dem die-
ser Schutz als wesentlicher Faktor für Stabilität, demokratische Sicherheit 
und Frieden in Europa angesehen wird. Andere Lösungen wie z.B. in Un-
garn und Rumänien zeigen sowohl den Beitrittskandidaten als auch den 
Mitgliedsstaaten der EU, dass das Miteinander und der Austausch unter-
schiedlicher Kulturen in einem Land nicht als Problem, sondern als Poten-
tial für ein fruchtbares Zusammenleben gesehen und genutzt werden kön-
nen. Deshalb muss die Bundesregierung durch geeignete europäische Initi-
ativen dafür Sorge tragen, dass dieses Übereinkommen in allen 44 Mit-
gliedsländern eingehalten wird. Nur so ist es möglich, ein geeintes, demo-
kratisches Europa zu schaffen, in dem der trennende Charakter der Grenzen 
überwunden ist. 
 
 
 

16. Antidiskriminierungsgesetz verabschieden 
 

• Die djo-Deutsche Jugend in Europa fordert die Bundesregierung und den 
Bundestag auf, ein den EU-Richtlinien entsprechendes Antidiskriminie-
rungsgesetz vorzulegen. Dieses Gesetz muss die Gleichbehandlung und 
Gleichstellung von Migrantinnen und Migranten gewährleisten und einen 
klaren und wirksamen Schutz vor Diskriminierungen bieten. Drei Jahre 
nach der einstimmigen Annahme des EU-Antidiskriminierungsgesetzes ist 
es dringend geboten, die darin enthaltenen Vorschriften vollständig in in-
ländisches Recht zu übertragen. So untersagt diese Regelung generell eine 
Schlechterstellung aufgrund von Herkunft, Rasse, Religion, Alter oder Be-
hinderung. Ziel ist insbesondere, für eine Gleichbehandlung der in der EU 
legal ansässigen Bürgerinnen und Bürger beim Zugang zum Arbeitsmarkt 
sowie bei Arbeitsbedingungen und –entgelten zu sorgen. Außerdem um-
fasst sie Bestimmungen zum Anrecht auf berufliche Aus- und Weiterbil-
dung sowie auf Leistungen der sozialen Sicherheit. Daneben verpflichtet sie 
die Mitgliedstaaten dazu, eine Stelle zu benennen, die für die Beratung und 
Hilfe für Opfer von Ungleichbehandlung zuständig ist.  
 
Wie effektiv ein Antidiskriminierungsgesetz in der Realität ist, hängt nicht 
nur von der Art der Regelungen, sondern entscheidend von einem in die 
Gesellschaft hinein wirkenden Implementierungskonzeptes ab. Die Erfah-
rungen in anderen europäischen Staaten haben gezeigt, dass ein Konzept 
zur Überwindung von Diskriminierung Maßnahmen zur Änderung von Ein-
stellungen und solche zur Bekämpfung diskriminierender Verhaltensweisen 
– also ein Gesetz mit Ge- und Verboten sowie Sanktionen – enthalten muss. 
Ein Antidiskriminierungsgesetz muss ein politisches Signal gegen rassisti-
sche Diskriminierung setzen. Es dürfen also nicht nur bestehende Gesetze 



geändert oder ergänzt werden, sondern ein Antidiskriminierungsgesetz 
muss auch einen eigenständigen Regelungsbereich beinhalten. Nur so kann 
eine auch symbolische Wirkung erzielt und ein Antidiskriminierungsrecht 
mit effektiver Wirkung geschaffen werden.  
 
Ausdrücklich vom Anwendungsbereich der EU-Richtlinie ausgenommen 
ist die unterschiedliche Behandlung aufgrund der Staatsangehörigkeit. Es 
ist zu erwarten, dass eine Abgrenzung von verbotener ethnisch motivierter 
Ungleichbehandlung und erlaubter Ungleichbehandlung wegen der Staats-
angehörigkeit in vielen Fällen schwierig sein wird. Die Bundesregierung 
vertrat noch 1999 die Auffassung, dass zu prüfen sei, ob bestehende unter-
schiedliche Regelungen für Deutsche und Ausländer aufgehoben werden 
können, und zudem bei jedem Rechtsetzungsakt eingehend geprüft werden 
soll, ob unterschiedliche Regelungen für Deutsche und Ausländer sachlich 
gerechtfertigt sind. Sie ist bei der Erarbeitung eines Antidiskriminierungs-
gesetzes gefordert, ihre damaligen Vorstellungen in die Realität umzuset-
zen. Jede Anknüpfung einer Regelung an die Staatsangehörigkeit gehört auf 
den Prüfstand, ob sie jeweils sinnvoll und inhaltlich wie auch gesellschafts-
politisch gerechtfertigt ist.  
 
 
 

17. Europäische Union erweitern und gestalten 
 

• Europa und die Europäische Union haben am 01. Mai 2004 einen histori-
schen Schritt vollzogen. Die Erweiterung der Europäischen Union um Est-
land, Lettland, Litauen, Malta, Polen, die Slowakei, Slowenien, Ungarn, 
Tschechien und Zypern bietet die Gelegenheit, der Vision eines geeinten, 
demokratischen Europas ein gutes Stück näher zu kommen.  
 
Mit dieser Erweiterung ist das europäische Haus größer geworden. Das gilt 
es als Chance und nicht als Risiko zu begreifen. Nur so kann ein Europa der 
Toleranz, der kulturellen Vielfalt, des Friedens und des Miteinanders ent-
stehen. Dazu ist es wichtig, dass sich die Menschen zu beiden Seiten der 
Grenzen begegnen und kennenlernen, denn Begegnung schafft Vertrauen. 
Die Jugendarbeit fordert mit der Erweiterung aber nicht nur offene Grenzen 
für bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit, sondern auch einen Aus-
bau der Unterstützung und Förderung ihrer Aktivitäten. Für die Jugend- und 
Schülerbegegnungen müssen angemessene finanzielle Fördermittel bereit 
gestellt werden, insbesondere, wenn es um die Förderung des ehrenamtli-
chen und freiwilligen Engagements für die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit geht.  
 
Voraussetzung für eine Verständigung der europäischen Völker ist es aber 
auch, die gegenseitigen Wissensdefizite abzubauen. In der Bundesrepublik 
Deutschland besteht leider noch ein solches Defizit vor allem in Bezug auf 
die ostmittel-, ost- und südosteuropäischen Völker. Die djo-Deutsche Ju-
gend in Europa betrachtet deshalb die Information über Geschichte, Kultur, 
Geographie und politische Verhältnisse in diesen Staaten als wesentlichen 
Bestandteil ihrer Bildungsarbeit. Eine große Hilfe für das weitere Zusam-
menwachsen Europas ist es auch, die zahlreichen Wechselbeziehungen 



zwischen den Deutschen und ihren östlichen Nachbarn im Laufe der Jahr-
hunderte darzustellen und dadurch den jungen Menschen bewusst zu ma-
chen, dass eine friedliche Nachbarschaft eine Aufgabe ist, der sich die 
junge Generation nicht entziehen darf. 
 
Ein Schwerpunkt der Arbeit der djo-Deutsche Jugend in Europa ist die auf 
Respekt und Toleranz zwischen den Kulturen ausgerichtete Jugendarbeit 
mit Zuwanderern unterschiedlicher Herkunft. Die djo-Deutsche Jugend in 
Europa setzt sich ein für eine umfassende Garantie der politischen, sozialen 
und kulturellen Rechte von Minderheiten und Volksgruppen, da nur dies 
ein friedliches Zusammenleben zwischen Menschen und Gruppen unter-
schiedlicher Herkunft gewährleisten kann. Eine wesentlich Grundlage dafür 
ist das Rahmenübereinkommen des Europarates zum Schutz nationaler 
Minderheiten vom 1. Februar 1995, in dem der Schutz von Minderheiten-
rechten als wesentlicher Faktor für Stabilität, demokratische Sicherheit und 
Frieden in Europa angesehen wird. Gesetze und politische Entscheidungen, 
die Minderheitenrechte missachten, stehen im Gegensatz zu den Idealen 
und Grundsätzen der europäischen Rechtsordnung. Eine Europäische Ver-
fassung muss eine verfassungsrechtliche Absicherung des Minderheiten-
schutzes erreichen. Ein erster Schritt in diese Richtung ist die nicht rechts-
verbindliche Europäische Grundrechtscharta aus dem Jahre 2000. Sie ent-
hält das Verbot von Diskriminierungen wegen der Zugehörigkeit zu einer 
nationalen Minderheit und das Gebot zur Achtung der Vielfalt der Kultu-
ren, Religionen und Sprachen. Die djo-Deutsche Jugend in Europa unter-
stützt die deutsche Bundesregierung in ihrem Bestreben, die vollständige 
Übernahme der Grundrechtscharta in die Europäische Verfassung zu errei-
chen. 
 
Die djo-Deutsche Jugend in Europa appelliert an alle Europäer und euro-
päischen Politiker, sich darauf zu besinnen, dass eine pluralistische und 
wahrhaft demokratische Gesellschaft nicht nur die ethnische, kulturelle, 
sprachliche und religiöse Identität aller Angehörigen einer nationalen Min-
derheit achten, sondern auch geeignete Bedingungen schaffen sollte, die es 
ermöglichen, diese Identität zum Ausdruck zu bringen, zu bewahren und zu 
entwickeln. 
 
Die djo-Deutsche Jugend in Europa fordert zur Verwirklichung eines de-
mokratischen Europas die Verabschiedung einer europäischen Verfassung, 
die das Europäische Parlament in seinen Aufgaben und Rechten stärkt. Nur 
so können die Bürger Europas angemessen am europäischen Einigungspro-
zess, an der Sicherung des Friedens und der Bewältigung der Zukunfts-
probleme beteiligt werden.  
 
Entscheidende Bedeutung kommt dabei den Jugendlichen Europas zu. Die 
djo-Deutsche Jugend in Europa unterstützt in diesem Sinne die Arbeit des 
Europäischen Jugendforums, das  durch seine Zusammenarbeit mit der Eu-
ropäischen Union, dem Europarat und der UN-Organisation auf Stand-
punkte von europäischen Jugendlichen aufmerksam macht und für eine 
Verbesserung der Teilnahme von Jugendlichen und deren Organisationen 
bei Entscheidungsprozessen auf politischer Ebene sorgt.  
 



Diese Erweiterung der Europäischen Union darf nur ein Zwischenschritt 
sein. Die djo-Deutsche Jugend in Europa hält es für notwendig, auch die 
Staaten in den Prozess der europäischen Einigung einzubeziehen, die noch 
nicht Mitglied der Europäischen Union sind. Auch deren angemessene Be-
teiligung muss gesichert werden.  
 
 

 
18. Wissensdefizite über die ostmittel-, ost- und südosteuropäischen 

Völker abbauen 
 

• Die Erweiterung der Europäischen Union ist ein historischer Schritt. Ge-
rade die Aufnahme der Staaten Ost- und Südosteuropas zeigt, dass sich die 
ökonomischen, mentalen und sozialen Mauern und Barrieren zwischen Ost-
und Westeuropa abbauen und die Vision eines europäischen Hauses der 
Toleranz, der kulturellen Vielfalt, des Friedens und des Miteinanders Wirk-
lichkeit werden kann. 
 
Voraussetzung für eine Verständigung der europäischen Völker ist es, die 
gegenseitigen Wissensdefizite abzubauen. In der Bundesrepublik Deutsch-
land besteht leider noch ein solches Defizit vor allem in Bezug auf die ost-
mittel-, ost- und südosteuropäischen Völker. Die djo-Deutsche Jugend in 
Europa betrachtet deshalb die Information über Geschichte, Kultur, Geo-
graphie und politische Verhältnisse in diesen Staaten als wesentlichen Be-
standteil ihrer Bildungsarbeit. Dazu gehören Studienfahrten ebenso wie 
jugendtouristische Maßnahmen und Jugendbegegnungen. Für diese Bil-
dungsmaßnahmen müssen angemessene finanzielle Fördermittel zur Verfü-
gung gestellt werden, ebenso wie für die Förderung des ehrenamtlichen und 
freiwilligen Engagements für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit. 
Besondere Bedeutung kommt im Bereich dieser außerschulischen Bil-
dungsarbeit den bereits bestehenden, zumeist ehrenamtlichen Strukturen zu, 
deren Qualifikation und Arbeitsfähigkeit es mit einer entsprechenden 
hauptamtlichen Unterstützung zu erhalten und auszubauen gilt. 
 
Eine große Hilfe für das weitere Zusammenwachsen Europas ist es auch, 
die zahlreichen Wechselbeziehungen zwischen den Deutschen und ihren 
östlichen Nachbarn im Laufe der Jahrhunderte darzustellen und dadurch 
den jungen Menschen bewusst zu machen, dass eine friedliche Nachbar-
schaft eine Aufgabe ist, der sich die junge Generation nicht entziehen darf. 
 
 
 

19. EU-Weißbuch zur Jugendpolitik umsetzen 
 

• Die Europäische Kommission hat im November letzten Jahres den natio-
nalen Regierungen das Weißbuch „Neuer Schwung für die Jugend Euro-
pas“ überreicht. Demnach soll die Jugendpolitik der EU-Kommission an 
folgenden Prioritäten ausgerichtet sein: Partizipation und Information der 
Jugendlichen, Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, Be-
achtung der Jugendpolitik als Querschnittsaufgabe und Freiwilliges Enga-
gement junger Menschen. Die djo-Deutsche Jugend in Europa begrüßt 



diese Absicht und verbindet damit die Hoffnung, dass dem Thema Jugend 
künftig ein stärkeres Gewicht auf der europäischen Tagesordnung einge-
räumt wird.  
 
Die Vorlage des Weißbuches kann ein Startpunkt sein, der Jugend und Ju-
gendfragen mehr Schwung auf europäischer Ebene zu geben. Dieser Schritt 
ist überfällig, da auch im Weißbuch auf das Problem der fehlenden Akzep-
tanz der Arbeit europäischer Institutionen bei Jugendlichen hingewiesen 
wird. Das Weißbuch kann ein Ausgangspunkt für eine Verbesserung der 
Kommunikation zwischen Jugendlichen und ihren Organisationen mit eu-
ropäischen Institutionen über die Zukunft europäischer Politik sein. Aller-
dings ist die konkrete Umsetzung des Weißbuches ebenso wichtig wie 
schwierig. Wenn wirklich neuer Schwung in die Jugendpolitik kommen 
soll, kommt es darauf an, die im Weißbuch enthaltenen Inhalte und Impulse 
aufzugreifen und Vorschläge für die Umsetzung auch auf nationaler Ebene 
zu erarbeiten. Dabei ist mit den Jugendverbänden partnerschaftlich und 
partizipatorisch umzugehen. Die Anerkennung von Jugendpolitik als Quer-
schnittsaufgabe für alle Bereiche ist ein wichtiger Schritt, Jugendliche stär-
ker an der Gestaltung des künftigen Europa zu beteiligen und einzubezie-
hen. Die Bundesregierung muss dafür sorgen, dass der begonnene Prozess 
der Beteiligung der Jugendlichen konsequent weiterverfolgt wird. 
 
 
 

20. Europa der Kulturen unterstützen 
 

• Kultur ist die Quelle menschlicher Schöpfer- und Schaffenskraft des indi-
viduellen Lebens in sozialen Gemeinschaften. Das gilt für die Bundesrepu-
blik Deutschland ebenso wie für die anderen Staaten dieser Erde. In Europa 
leisten kulturelle Gruppen einen unverzichtbaren Beitrag zum Zusammen-
wachsen des Kontinents. Um diesen Gruppen mehr Gewicht und ein 
Sprachrohr zu geben, wurde im Jahre 1996 die European Folk Culture Or-
ganization (EFCO) gegründet. Die djo-Deutsche Jugend in Europa sieht in 
der Arbeit von EFCO einen wichtigen Beitrag zur Völkerverständigung und 
in der Sicherung der kulturellen Eigenständigkeit der ethnischen Gruppen 
in Europa. 
 
Die djo-Deutsche Jugend in Europa unterstützt EFCO in ihrem Bestreben, 
Kulturarbeit in Europa zu qualifizieren und ihr den notwendigen Stellen-
wert zu geben, insbesondere im Rahmen von kultureller Kinder- und Ju-
gendarbeit. Damit soll jungen Menschen Gelegenheit geboten werden, die 
Kulturen in den Mitgliedsländern kennen zu lernen und in gemeinsamen 
Aktivitäten zu erleben. In diesem Sinne ist Kulturarbeit auch Friedensar-
beit. 
 
Die Arbeit von EFCO ist bisher ausschließlich auf ehrenamtlicher Ebene 
geleistet worden. Das ist bei einem Verband, der europaweit tätig ist, sehr 
schwierig. Deshalb fordert die djo-Deutsche Jugend in Europa an dieser 
Stelle eine stärkere Unterstützung der Arbeit von EFCO durch die Europäi-
sche Union, um hier die Beschäftigung von hauptamtlichen Kräften zu er-
möglichen. So könnte eine noch wirksamere Interessenvertretung sicherge-
stellt und damit ein Europa der Kulturen unterstützt werden. 



21. Ein gesellschaftliches Klima der Kinderfreundlichkeit schaffen 
 
• Kinder sind in Deutschland Armutsrisiko Nr. 1! Der durchschnittliche 
Sozialhilfeempfänger ist 8 Jahre alt und lebt bei seiner allein erziehenden 
Mutter! Dementsprechend ist die Geburtenrate in Deutschland die nie-
drigste in der EU. Wer jung ist,  weiblich und Akademikerin, verzichtet 
immer öfter auf Kinder. Latente Kinder-Unfreundlichkeit macht sich zuse-
hends bemerkbar! Kinder tauchen immer häufiger nur noch als Problem-
fälle in der öffentlichen Wahrnehmung auf: In Statistiken und Berichten zur 
Kinder- und Jugenddelinquenz, in Bezug auf Alkopops und Nikotinmiss-
brauch, als versagende Probanden in der Pisa-Studie usw. Spielplätze ver-
waisen, verdrecken und verschwinden aus dem Stadtbild. In touristischen 
Hochburgen werden einheimische Kinder und Jugendliche an die Sied-
lungsränder gedrängt. Kaum ein deutsches Hotel verfügt noch über kindge-
rechte Aufenthaltsmöglichkeiten.  
 
Eine Folge dieser Entwicklung ist, dass sich die Bevölkerungspyramide in
Deutschland weiter umdreht. In 20, 30 Jahren wird jeder Berufstätige die 
Altersruhegeldbezüge für durchschnittlich zwei Senioren erarbeiten. Eine 
Gesellschaft, die keine familiären Nischen zulässt, die Kinder nicht als 
gleichberechtigte Partner mit eigenen Rechten akzeptiert, die sie nicht als 
gesellschaftlichen Reichtum erkennt, sondern als Kostenfaktoren, statt als 
„Investition Zukunft“ wahrnimmt, beraubt sich langfristig ihrer Existenz-
grundlagen!  
 
Die djo-Deutsche Jugend in Europa regt hier einen Mentalitätswechsel an. 
Sie fordert deshalb die Entwicklung von Maßnahmen, die Eltern von den 
Kosten der Kindererziehung und Kinderbetreuung massiv entlasten und 
diese zu gesamtgesellschaftlichen Kosten machen. Es müssen rechtliche 
Rahmenbedingungen entwickelt werden, die die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie sichern. Außerdem sollten Maßnahmen befördert, die zur 
Schaffung geeigneter Lebensräume für Kinder inmitten der Gesellschaft 
führen. 
 
Aus unserer Sicht gehört dazu u.a. die Schaffung eines steuergestützten 
Erziehungsgeldes, das die familiären Einkommensverluste für Eltern aus-
gleicht, die durch die Erziehung und Betreuung von Kindern im Vergleich 
zu nicht-erziehenden Berufstätigen gleicher Alters- und Berufsgruppen ent-
stehen. Außerdem die Einführung der vollständigen steuerlichen Abzugs-
fähigkeit von betrieblichen Aufwendungen für innerbetriebliche Kinder-
betreuung bzw. vollständige staatliche Ausfinanzierung von Erziehungs-
und Betreuungsangeboten im vorschulischen und schulischen, wie auch im 
Jugendbereich sowie die vollständige Freistellung der Kinder bis zum Er-
reichen ihrer wirtschaftlichen Selbständigkeit von Krankenkassenbeiträgen. 
Zudem die Einführung des Nulltarifs bei Eintritten, Beförderungsentgelten 
im Öffentlichen Personennah- und Fernverkehr usw. für Kinder bis zum 
Erreichen des 18. Lebensjahres, die Einführung eines Prüfpunktes „Kindge-
rechtigkeit“ in jegliche Genehmigungsverfahren für Bauten, Landschafts-
planungen, Gewerbeanmeldungen und dergleichen mehr sowie die Einfüh-
rung von Kinderbeauftragten bei Legislative und Exekutive und deren 
Ausstattung mit Vetorecht. 



22. Zivile Mittel von Konfliktlösungen fördern 
 
• Die djo-Deutsche Jugend in Europa sieht in der Schaffung und Sicherung 
von Frieden die vordringliche Aufgabe politischen Handelns. Gleichzeitig 
muss festgestellt werden, dass die geschichtliche Entwicklung in Europa 
und der Welt immer wieder durch bewaffnete Auseinandersetzungen, un-
menschliche Gewaltmaßnahmen und Unterdrückung Andersdenkender ge-
kennzeichnet ist. Im Zusammenleben von Menschen und Menschengruppen 
wird es immer wieder unterschiedliche Auffassungen über einzelne Fragen 
geben, weil die Interessenlagen der Beteiligten verschiedenartig sind. Sol-
che Gegensätze dürfen nicht unterdrückt werden, sondern sind freimütig 
untereinander auszutragen. Daraus erwächst die Aufgabe, diese Auseinan-
dersetzung mit Mitteln zu führen, die die Achtung und Wahrung der allge-
mein anerkannten Grundrechte und Grundfreiheiten der Menschen bein-
halten. In diesem Sinne müssen alle zivilen Mittel von Konfliktlösungen 
gefördert werden. 
 
Als Jugendverband, der sich im Wissen um seine eigenen Wurzeln gegen 
jegliche Form von Vertreibung und das Entstehen von Fluchtgründen wen-
det, können wir es nicht hinnehmen, dass Kriege oftmals zahllose zivile 
Opfer fordern, Hungersnöte und der Zusammenbruch der medizinischen 
Versorgung provoziert werden. Die djo-Deutsche Jugend in Europa sieht in 
den Fragen der Menschenrechte und dem Problem der Flüchtlinge und 
Vertriebenen in aller Welt eine besondere Aufgabe. Sie tritt für eine welt-
weite Friedensordnung ein, in der das Selbstbestimmungsrecht der Völker, 
das Recht auf Heimat, ein völkerrechtlich verankertes Verbot von Massen-
vertreibungen, die weiteren Normen des Völkerrechts und die Sicherung 
der wirtschaftlichen und sozialen Existenzgrundlagen eines jeden Volkes 
Handlungsmaßstab bei der Lösung von Konflikten sind.  
 
Unser Anliegen ist es, junge Menschen zu Brücken zwischen den Men-
schen, Volksgruppen und Völkern werden zu lassen. So kann ein gegensei-
tiges Kennenlernen ermöglicht und gefördert werden. Unterschiedliche 
Wertvorstellungen müssen toleriert, gegenseitige Hilfe muss geleistet wer-
den, um die Toleranz und Partnerschaft mit Menschen, Volksgruppen und 
Völkern unterschiedlichster ethnischer, religiöser, sozialer, wirtschaftlicher 
und weltanschaulicher Herkunft zu fördern. 
 
 
 

23. Umweltbedingungen und Umweltschutz verbessern 
 

• Die Verbesserung der Umweltbedingungen und des Umweltschutzes 
muss stärker als bisher im gesellschaftlichen und politischen Handeln ver-
ankert werden. Dem Anspruch aller Menschen auf saubere Luft, sauberes 
Wasser, ausreichende Flächen für Erholung und Freizeit sowie Schutz vor 
Lärm muss mehr als bisher Geltung verschafft werden. Hier ist nicht nur 
eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
in der Bundesrepublik Deutschland, sondern weltweit zwischen den Natio-
nen und ihren zwischenstaatlichen Organisationen erforderlich. 
 



Unzumutbare Umweltbedingungen haben in vielen Ländern der Erde in-
zwischen dazu geführt, dass Millionen von Menschen auf der Flucht sind. 
Sie fliehen vor Verschmutzungen, Hochwasser und Wirbelstürmen, sie 
verlieren aufgrund von umweltbedingter Zerstörung ihre Lebensgrundlage. 
Besonders Kinder haben darunter zu leiden. Die Staatengemeinschaft muss 
die Probleme angehen, die Menschen ins Exil treiben. Hier ist die Bundes-
republik Deutschland als eine der reichsten Industrienationen besonders 
gefordert. Die Bundesregierung muss durch internationale Initiativen dazu 
beitragen, für diese Menschen tragfähige Lösungen zu finden, die ihnen 
eine menschenwürdige Zukunft ermöglichen. 
 
Regelungen in diesem Bereich müssen unter Hinzuziehung von Wirtschaft, 
Wissenschaft und in diesem Bereich engagierten Nichtregierungsorganisa-
tionen getroffen werden. Diese sollten u.a. die Beseitigung von Umwelt-
schäden durch den Verursacher, langfristige Planungen zur Wasserversor-
gung und Abwasserreinigung, Maßnahmen zur Wiederherstellung des bio-
logischen Gleichgewichts, wirksame Maßnahmen gegen Luftverschmut-
zung, Intensivierung der Entwicklung von regenerativen Energien, sinn-
vollere Regionalplanungen zur Verminderung von Lärmbelastungen und 
die Sicherung einer geordneten Abfallbeseitigung und wirksameren Kon-
trolle der Beseitigung schädlicher Stoffe einschließen.  
 
Die Jugendarbeit sollte beim Thema Umweltschutz eine Vorbildfunktion 
haben. Deshalb hat die djo-Deutsche Jugend in Europa in ihren verbandsei-
genen Jugendbildungsstätten schon viel für den Umweltschutz getan: durch 
die Verwendung von Lebensmitteln aus regionaler Produktion, durch den 
vermehrten Einsatz regenerativer Energien, durch konsequente Mülltren-
nung oder durch das verstärkte Zurückgreifen auf die Möglichkeiten des 
Öffentlichen Personennahverkehrs. 
 
Verabschiedet durch den Bundesvorstand am 23.10.2004 


